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ERSTER TEIL
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich und Begriff

(1) Die Gemeinden und Landkreise sind berechtigt, nach Maßgabe dieses Gesetzes kommunale Abga-
ben (Steuern, Gebühren und Beiträge) zu erheben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
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(2) Die §§ 3 bis 6a gelten auch für Abgaben, die von den Gemeinden und Landkreisen aufgrund ande-
rer Gesetze erhoben werden, soweit diese keine Bestimmung treffen.

§ 2
Abgabensatzungen

Kommunale Abgaben dürfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur aufgrund einer Sat-
zung erhoben werden. Die Satzung muss den Kreis der Abgabepflichtigen, den die Abgabe begrün-
denden Tatbestand, den Maßstab und den Satz der Abgabe sowie den Zeitpunkt der Entstehung und
der Fälligkeit der Schuld bestimmen.

§ 3
Rückwirkung

(1) Eine Abgabesatzung kann mit rückwirkender Kraft erlassen werden, wenn das rückwirkende In-
krafttreten durch sachliche Erwägungen gerechtfertigt und für die Abgabepflichtigen voraussehbar
und zumutbar ist. Die Rückwirkung darf einen Zeitraum von sechs Monaten nicht überschreiten.

(2) Eine Abgabesatzung kann mit rückwirkender Kraft auch dann erlassen werden, wenn sie die eine
gleiche oder eine gleichartige Abgabe regelnde Satzung ohne Rücksicht auf deren Rechtswirksamkeit
ausdrücklich ersetzt. Die Rückwirkung kann bis zu dem Zeitpunkt ausgedehnt werden, zu dem die er-
setzte Satzung in Kraft getreten war oder in Kraft treten sollte. Die Rückwirkung darf dabei nicht über
einen Zeitraum von 15 Jahren hinausgehen. Der Fünfzehnjahreszeitraum beginnt mit dem Ablauf des
Jahres, in dem beitragsrechtlich die Vorteilslage eingetreten ist und bei anderen Abgaben mit dem Ab-
lauf des Jahres, in dem die zu ersetzende Satzung in Kraft getreten war oder in Kraft treten sollte. Die
Rückwirkung darf nur auf solche Bestimmungen der neuen Abgabesatzung erstreckt werden, durch
welche die Abgabepflichtigen nicht schlechter gestellt werden als nach der ersetzten Satzung.

(3) Wird innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung einer neuen Abgabesatzung eine Heranzie-
hung, die aufgrund der bisherigen Abgabesatzung ergangen und nicht unanfechtbar geworden ist,
durch eine Heranziehung aufgrund der neuen Abgabesatzung ersetzt, so gilt die neue Heranziehung
im Sinne der Verjährungsvorschriften als im Zeitpunkt der früheren Heranziehung vorgenommen.

§ 4
Anwendung der Abgabenordnung

(1) Auf kommunale Abgaben sind die folgenden Bestimmungen der Abgabenordnung in der jeweils
geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, soweit nicht dieses Gesetz oder andere Bundes- oder
Landesgesetze besondere Vorschriften enthalten:

1. aus dem Ersten Teil - Einleitende Vorschriften -
a) über den Anwendungsbereich § 2,

 

b) über die steuerlichen Begriffsbestimmungen § 3 Abs. 1, 4 und 5, §§ 5, 7 bis 15,

 

c) über das Steuergeheimnis § 30 mit folgenden Maßgaben
aa) die Vorschrift gilt nur für kommunale Steuern,

 

bb) bei der Hundesteuer darf in Schadensfällen Auskunft über Namen und Anschrift
des Hundehalters an Behörden und Schadensbeteiligte gegeben werden,

 

- Seite 3 von 14 -



cc) die Entscheidung nach Abs. 4 Nr. 5 Buchst. c trifft der Gemeindevorstand der Ge-
meinde oder der Kreisausschuss des Landkreises, denen die Abgabe zusteht,

 

 

d) über die Haftungsbeschränkung für Amtsträger § 32,

 

 

2. aus dem Zweiten Teil - Steuerschuldrecht -
a) über die Steuerpflichtigen §§ 33 bis 36,

 

b) über das Steuerschuldverhältnis §§ 37 bis 49,

 

c) über die Haftung §§ 69, 70, § 71 mit der Maßgabe, dass die Worte „oder eine Steuerheh-
lerei“ gestrichen werden, §§ 73 bis 75, 77,

 

 

3. aus dem Dritten Teil - Allgemeine Verfahrensvorschriften -
a) über die Verfahrensgrundsätze §§ 78 bis 93, § 96 Abs. 1 bis 6, Abs. 7 Satz 1 und 2, §§ 97

bis 99, § 101 Abs. 1, §§ 102 bis 110, § 111 Abs. 1 bis 3 und 5, §§ 112 bis 115, § 117
Abs. 1, 2 und 4,

 

b) über die Verwaltungsakte §§ 118 bis 133 mit der Maßgabe, dass in § 126 Abs. 2 und in
§ 132 das Wort „finanzgerichtlichen“ durch das Wort „verwaltungsgerichtlichen“ ersetzt
wird,

 

 

4. aus dem Vierten Teil - Durchführung der Besteuerung -
a) über die Mitwirkungspflichten §§ 140, 145 bis 149, § 150 Abs. 1 bis 5, §§ 151 bis 153,

 

b) über das Festsetzungs- und Feststellungsverfahren §§ 155, 156 Abs. 2, 157 bis 160, 162,
§ 163 Abs. 1 Satz 1 und 3, §§ 164 bis 168, § 169 mit der Maßgabe, dass die Festsetzungs-
frist nach Abs. 2 Satz 1 einheitlich vier Jahre beträgt, § 170 Abs. 1 bis 3, § 171 Abs. 1 bis
3, Abs. 3a mit der Maßgabe, dass die Angabe „§ 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3
Satz 1, § 101 der Finanzgerichtsordnung“ durch „§ 113 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2,
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung“ ersetzt wird, Abs. 7 bis 14,
§§ 191 bis 194,

 

 

5. aus dem Fünften Teil - Erhebungsverfahren -
a) über die Verwirklichung, die Fälligkeit und das Erlöschen von Ansprüchen aus dem Steu-

erschuldverhältnis §§ 218, 219, 221 bis 223, § 224 Abs. 1 und 2, §§ 225 bis 232,

 

b) über die Verzinsung und die Säumniszuschläge § 233, § 234 Abs. 1 und 2, § 235, § 236
mit der Maßgabe, dass in Abs. 3 die Angabe „§ 137 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung“
durch „§ 155 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung“ ersetzt wird, § 237 Abs. 1 mit der
Maßgabe, dass das Wort „Einspruch“ durch „Widerspruch“ und die Wörter „eine Ein-
spruchsentscheidung“ durch „einen Widerspruchsbescheid“ ersetzt werden, Abs. 2 und
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Abs. 4 mit der Maßgabe, dass die Angabe „und 3 gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt
wird, §§ 238 bis 240,

 

c) über die Sicherheitsleistung §§ 241 bis 248,

 

 

6. aus dem Sechsten Teil - Vollstreckung - § 251 Abs. 3, § 261.

 

(2) Die in Abs. 1 genannten Vorschriften gelten entsprechend für Verspätungszuschläge, Zinsen und
Säumniszuschläge (abgaberechtliche Nebenleistungen).

(3) Bei der Anwendung der in den Abs. 1 und 2 genannten Vorschriften treten jeweils an die Stelle

1. der Finanzbehörde oder des Finanzamtes die Körperschaft, der die Abgabe zusteht,

 

2. des Wortes „Steuer(n)“ - allein oder in Wortzusammensetzungen - das Wort „Abgabe(n)“,

 

3. des Wortes „Besteuerung“ die Worte „Heranziehung zu Abgaben“.

 

§ 5
Abgabenhinterziehung

(1) Wer zum eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines anderen

1. einer Gemeinde oder einem Landkreis über Tatsachen, die für die Erhebung oder Bemessung
von Abgaben erheblich sind, unrichtige oder unvollständige Angaben macht,

 

2. eine Gemeinde oder einen Landkreis pflichtwidrig über abgabenrechtlich erhebliche Tatsachen
in Unkenntnis lässt,

 

und dadurch Abgaben verkürzt oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile erlangt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. § 370 Abs. 4 sowie §§ 371 und 376 der Abgaben-
ordnung in der jeweiligen Fassung gelten entsprechend.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Für das Strafverfahren gelten § 385 Abs. 1 und die §§ 391, 393, 395 bis 398 und 407 der Abgaben-
ordnung in der jeweiligen Fassung entsprechend.

§ 5a
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Abgabenpflichtiger oder bei Wahrnehmung der Angelegenheiten
eines Abgabenpflichtigen eine der in § 5 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Taten leichtfertig begeht (leicht-
fertige Abgabenverkürzung). § 370 Abs. 4 und § 378 Abs. 3 der Abgabenordnung in der jeweiligen Fas-
sung gelten entsprechend.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig
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1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder

 

2. den Vorschriften einer Abgabensatzung zur Sicherung oder Erleichterung der Abgabenerhe-
bung, insbesondere zur Anmeldung und Anzeige von Tatsachen, zur Führung von Aufzeichnun-
gen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung oder Vorlegung von Gegenständen oder zur Erhe-
bung und Abführung von kommunalen Abgaben zuwiderhandelt

 

und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu er-
langen (Abgabengefährdung).

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

(4) Für das Bußgeldverfahren gelten die §§ 391, 393, 396, 397, 407 und 411 der Abgabenordnung ent-
sprechend.

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 13. Mai 2015 (BGBl. I S. 706), ist der Gemeindevorstand der Gemeinde oder der Kreisaus-
schuss des Landkreises, zu deren Nachteil die Ordnungswidrigkeit begangen worden ist.

§ 6
Kleinbeträge

(1) Es kann davon abgesehen werden, kommunale Abgaben festzusetzen, zu erheben oder nachzu-
fordern, wenn der Betrag niedriger ist als zehn Euro. Von einer Erstattung kann abgesehen werden,
wenn der Betrag niedriger ist als 2,50 Euro.

(2) Centbeträge können bei der Festsetzung von kommunalen Abgaben auf volle Euro abgerundet
und bei der Erstattung auf volle Euro aufgerundet werden.

(3) Kommunale Abgaben, die ratenweise erhoben werden, können bei der Festsetzung so abgerundet
werden, dass gleich hohe Raten entstehen.

§ 6a
Abgabenbescheide und
Beauftragung Dritter

(1) Die Festsetzung und Erhebung mehrerer Abgaben, die denselben Abgabenpflichtigen betreffen,
können in einem Bescheid zusammengefasst werden.

(2) Ein Bescheid über Abgaben für einen bestimmten Zeitabschnitt kann bestimmen, dass er auch für
künftige Zeitabschnitte gilt, solange sich die Berechnungsgrundlagen und der Abgabenbetrag nicht
ändern. Abgabenbescheide mit Dauerwirkung sind von Amts wegen aufzuheben oder zu ändern, wenn
die Abgabenpflicht entfällt oder sich die Höhe der Abgaben ändert.

(3) Die Gemeinden und Landkreise können in ihren Gebühren- und Beitragssatzungen bestimmen,
dass die Ermittlung von Berechnungsgrundlagen, die Abgabenberechnung, die Ausfertigung und Ver-
sendung von Abgabenbescheiden sowie die Entgegennahme der zu entrichtenden Abgaben von ei-
nem damit beauftragten Dritten wahrgenommen werden. Der Dritte darf nur beauftragt werden, wenn
die ordnungsgemäße Erledigung und Prüfung nach den für die Gemeinden und Landkreise gelten-
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den Vorschriften gewährleistet ist. Die Gemeinden und Landkreise können sich zur Erledigung der in
Satz 1 genannten Aufgaben auch der Datenverarbeitungsanlagen Dritter bedienen.

ZWEITER TEIL
Besondere Vorschriften

§ 7
Steuern der Gemeinden

(1) Die Gemeinden erheben Steuern nach Maßgabe der Gesetze.

(2) Soweit solche Gesetze nicht bestehen, können die Gemeinden örtliche Verbrauch- und Aufwand-
steuern erheben, jedoch nicht Steuern, die vom Land erhoben werden oder den Landkreisen vorbehal-
ten sind.

§ 8
Steuern der Landkreise und

der kreisfreien Städte

(1) Die Landkreise und die kreisfreien Städte können Steuern auf die Ausübung des Jagdrechts (Jagd-
steuer) und des Fischereirechts (Fischereisteuer) erheben.

(2) Die Landkreise und die kreisfreien Städte können eine Steuer für die Errichtung, Erweiterung und
Fortführung eines nach den Vorschriften des Hessischen Gaststättengesetzes vom 28. März 2012
(GVBl. S. 50), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28. März 2012 (GVBl. S. 50) betriebenen Gast-
stättengewerbes erheben.

§ 9
Verwaltungsgebühren

(1) Die Gemeinden und Landkreise können als Gegenleistung für Amtshandlungen oder sonstige Ver-
waltungstätigkeiten, die sie auf Veranlassung oder überwiegend im Interesse einzelner vornehmen,
Verwaltungskosten (Verwaltungsgebühren und Auslagen) erheben. Kostenpflicht besteht auch, wenn
ein auf Vornahme einer Amtshandlung gerichteter Antrag oder ein Widerspruch zurückgenommen
wird.

(2) Das Gebührenaufkommen soll die voraussichtlichen Kosten für den betreffenden Verwaltungs-
zweig nicht übersteigen und in der Regel dessen Kosten decken. Die Gebühren sind nach dem Verwal-
tungsaufwand zu bemessen; das Interesse des Gebührenpflichtigen kann berücksichtigt werden. Ent-
hält ein Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaften Vorgaben für die Höhe der Verwaltungsgebüh-
ren, sind diese nach Maßgabe des Rechtsakts zu bemessen.

(3) § 2 Abs. 1 Satz 2, §§ 4 bis 7, 9 bis 13, 16 und 17 Abs. 1 des Hessischen Verwaltungskostengesetzes
in der Fassung vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember
2012 (GVBl. S. 622) sind entsprechend anzuwenden.

§ 10
Benutzungsgebühren

(1) Die Gemeinden und Landkreise können als Gegenleistung für die Inanspruchnahme ihrer öffentli-
chen Einrichtungen Benutzungsgebühren erheben. Die Gebührensätze sind in der Regel so zu bemes-
sen, dass die Kosten der Einrichtung gedeckt werden. Das Gebührenaufkommen soll die Kosten der
Einrichtung nicht übersteigen. § 121 Abs. 8 der Hessischen Gemeindeordnung bleibt unberührt.
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(2) Die Kosten nach Abs. 1 sind nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu ermitteln. Zu den Kos-
ten zählen insbesondere Aufwendungen für die laufende Verwaltung und Unterhaltung der Einrich-
tung, Entgelte für in Anspruch genommene Fremdleistungen, angemessene Abschreibungen sowie
eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals. Bei der Verzinsung bleibt der aus Beiträgen und
Zuschüssen Dritter aufgebrachte Kapitalanteil außer Betracht. Abschreibungen dürfen auf beitragsfi-
nanzierte Investitionsaufwendungen nur erfolgen, wenn die zu ihrer Finanzierung erhobenen Beiträge
jährlich in einem der Abschreibung entsprechenden Zeitraum aufgelöst werden. Der Berechnung der
Abschreibungen kann der Anschaffungs- oder Herstellungswert oder der Wiederbeschaffungszeitwert
zugrunde gelegt werden. Der Ermittlung der Kosten kann ein mehrjähriger Kalkulationszeitraum zu-
grunde gelegt werden, der fünf Jahre nicht überschreiten soll. Kostenüberdeckungen, die sich am En-
de dieses Zeitraumes ergeben, sind innerhalb der folgenden fünf Jahre auszugleichen, Kostenunterde-
ckungen sollen in diesem Zeitraum ausgeglichen werden.

(3) Die Gebühr ist nach Art und Umfang der Inanspruchnahme der Einrichtung zu bemessen (Wirklich-
keitsmaßstab). Wenn das besonders schwierig oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist, kann ein Wahr-
scheinlichkeitsmaßstab gewählt werden, der nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zu der In-
anspruchnahme stehen darf. In der Satzung können Mindestsätze festgelegt werden. Die Erhebung ei-
ner Grundgebühr neben einer Gebühr nach Satz 1 bis 3 ist zulässig.

(4) Bei der Gebührenbemessung können sonstige Merkmale, insbesondere soziale Gesichtspunkte
oder eine Ehrenamtstätigkeit, berücksichtigt werden, wenn öffentliche Belange es rechtfertigen. Dies
gilt nicht für Einrichtungen mit Anschluss- und Benutzungszwang.

(5) Auf die Gebühren können ab Beginn des Erhebungszeitraums angemessene Vorauszahlungen ver-
langt werden.

(6) Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück.

(7) Die Gebührenpflichtigen grundstücksbezogener Benutzungsgebühren sind berechtigt, in die Kos-
tenrechnung und die Gebührenkalkulation Einsicht zu nehmen. § 29 des Hessischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes gilt entsprechend. Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, können die in Satz 1 ge-
nannten Gebührenpflichtigen Auszüge oder Abschriften selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch
die Behörde erteilen lassen. Die Behörde kann Ersatz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang
verlangen.

§ 11
Beiträge

(1) Die Gemeinden und Landkreise können zur Deckung ihres Aufwands für die Herstellung, Anschaf-
fung, Erweiterung und Erneuerung ihrer öffentlichen Einrichtungen Beiträge erheben. Die Gemeinden
können für den Umbau und Ausbau der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (Verkehrsanlagen), der
über die laufende Unterhaltung und Instandsetzung hinausgeht, Beiträge erheben. Soweit die öffent-
lichen Verkehrsanlagen im Außenbereich liegen, können die Gemeinden Straßenbeiträge auch für die
Herstellung erheben. Die Beiträge werden von den Grundstückseigentümern erhoben, denen die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme der Einrichtungen nicht nur vorübergehende Vorteile bietet.

(2) Der Aufwand im Sinne des Abs. 1 umfasst auch den Wert der von der Gemeinde oder dem Land-
kreis bereitgestellten eigenen Grundstücke im Zeitpunkt der Bereitstellung. Er kann nach den tatsäch-
lich entstandenen Kosten oder nach Einheitssätzen ermittelt werden. Die Einheitssätze sind nach den
Kosten festzusetzen, die in der Gemeinde oder dem Landkreis üblicherweise durchschnittlich für ver-
gleichbare Einrichtungen aufgebracht werden müssen. Bei Beiträgen für leitungsgebundene Einrich-
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tungen (Anschlussbeitrag) kann die Aufwandsermittlung für die gesamte öffentliche Einrichtung (Glo-
balkalkulation) oder für einen sowohl zeitlich als auch hinsichtlich des Bauprogramms sowie der be-
vorteilten Grundstücke repräsentativen Teil der öffentlichen Einrichtung (Rechnungsperiodenkalkulati-
on) erfolgen.

(3) Beiträge können für den Grunderwerb, die Freilegung und für nutzbare Teile der Einrichtung
selbstständig erhoben werden (Kostenspaltung). Es können Teilbeitragssätze festgelegt werden. Ver-
kehrsanlagen können auch abschnittsweise abgerechnet werden. Die Abschnitte können nach örtlich
erkennbaren Merkmalen ausgerichtet oder nach rechtlichen Gesichtspunkten gebildet werden.

(4) Bei einem Umbau und Ausbau von Verkehrsanlagen nach Abs. 1 Satz 2 bleiben bei der Bemessung
des Beitrages mindestens 25 Prozent des Aufwands außer Ansatz, wenn diese Einrichtungen überwie-
gend dem Anliegerverkehr dienen, mindestens 50 Prozent, wenn sie überwiegend dem innerörtlichen
Durchgangsverkehr dienen und mindestens 75 Prozent, wenn sie überwiegend dem überörtlichen
Durchgangsverkehr dienen. Bei anderen Einrichtungen bleibt, wenn sie neben den Beitragspflichtigen
auch der Allgemeinheit die Möglichkeit zur Inanspruchnahme bieten, ein Anteil außer Ansatz, der den
Vorteil der Allgemeinheit berücksichtigt.

(5) Die Beiträge sind nach den Vorteilen zu bemessen. Dabei können Gruppen von Beitragspflichtigen
mit annähernd gleichen Vorteilen zusammengefasst werden. Wird eine Beitragssatzung für mehrere
gleichartige Einrichtungen erlassen und kann der Beitragssatz für die einzelnen Einrichtungen in ihr
nicht festgelegt werden, so genügt es, wenn in der Satzung die Maßnahmen, für die Beiträge erhoben
werden, nach Art und Umfang bezeichnet werden und der umzulegende Teil der Gesamtkosten be-
stimmt wird.

(6) Verteilungsmaßstäbe sind insbesondere

1. die Art der baulichen oder sonstigen Nutzung des Grundstücks,

 

2. das zulässige oder das tatsächliche Maß der baulichen oder sonstigen Nutzung des Grund-
stücks,

 

3. die Grundstücksflächen.

 

Verteilungsmaßstäbe können untereinander verbunden werden.

(7) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des
Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist die erbbauberechtigte Person
beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer
nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

(8) Die Beitragspflicht entsteht mit der Fertigstellung der Einrichtung, im Falle einer Teilmaßnahme
oder einer Abschnittsbildung nach Abs. 3 mit der Fertigstellung des Teils oder Abschnitts der Einrich-
tung. Wird ein Beitrag für das Verschaffen der erstmaligen Anschlussmöglichkeit für leitungsgebunde-
ne Einrichtungen erhoben, so entsteht die Beitragspflicht, sobald das Grundstück an die Einrichtung
angeschlossen werden kann, frühestens jedoch mit dem Inkrafttreten der Satzung; die Satzung kann
einen späteren Zeitpunkt bestimmen.
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(9) Die Beitrags- und Vorausleistungspflichtigen sind berechtigt, die Beitragskalkulation und die Auf-
wandsermittlung einzusehen. § 29 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend.
Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, gilt § 10 Abs. 7 Satz 3 und 4 entsprechend.

(10) Vorausleistungen können unabhängig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der Fertig-
stellung bis zur Höhe des voraussichtlichen endgültigen Beitrags ab Beginn der beitragsfähigen Maß-
nahme erhoben werden. Die Vorausleistung ist auf die endgültige Beitragsschuld anzurechnen, auch
wenn die Vorausleistende oder der Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn ei-
ne überschüssige Vorausleistung zu erstatten ist. Die Satzung kann Bestimmungen über die Ablösung
des Beitrags im Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht treffen.

(11) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Abs. 7 Satz 2 auf dem Erb-
baurecht, im Falle des Abs. 7 Satz 3 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum.

(12) Bei einmaligen Beiträgen soll auf Antrag eine Zahlung in Raten eingeräumt werden. Der An-
trag ist vor Fälligkeit des Beitrags zu stellen. Höhe und Fälligkeit der Rate werden durch Bescheid be-
stimmt, wobei die Beitragsschuld in bis zu zwanzig aufeinander folgenden Jahresraten zu begleichen
ist. Der jeweilige Restbetrag ist jährlich mit höchstens 1 Prozent über dem zu Beginn des Jahres gel-
tenden Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu verzinsen. Die Beitragsschuldne-
rin oder der Beitragsschuldner kann am Ende jeden Jahres den Restbetrag ohne jede weitere Zins-
verpflichtung tilgen. Die Jahresraten sind wiederkehrende Leistungen im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 3
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung in der im BGBl. Teil III, Glie-
derungsnummer 310-14, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 7.
Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582).

(13) Abs. 12 gilt entsprechend für Vorausleistungen auf einmalige Beträge.

§ 11a
Wiederkehrende Straßenbeiträge

(1) Die Gemeinden können durch Satzung bestimmen, dass anstelle der Erhebung einmaliger Beiträge
nach § 11 Abs. 1 Satz 2 die jährlichen Investitionsaufwendungen für den Umbau und Ausbau ihrer öf-
fentlichen Verkehrsanlagen als wiederkehrende Beiträge auf die im Abrechnungsgebiet nach Abs. 2a
oder 2b gelegenen Grundstücke verteilt werden. Der wiederkehrende Beitrag wird für den besonde-
ren Vorteil erhoben, der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme der im Abrechnungsgebiet gele-
genen Verkehrsanlagen geboten wird; er darf ausschließlich für die in Satz 1 genannten Investitions-
maßnahmen verwendet werden.

(2) Die zu einem Abrechnungsgebiet zusammengefassten Verkehrsanlagen bilden eine einheitliche
kommunale Einrichtung. Die Abrechnungsgebiete sind in der Satzung zu bestimmen. Die Bildung der
Abrechnungsgebiete nach Abs. 2a ist zu begründen. Die Begründung ist der Satzung beizufügen.

(2a) Die Bildung eines Abrechnungsgebiets, in dem die Verkehrsanlagen in einem räumlichen Zusam-
menhang stehen, kann insbesondere deshalb gegeben sein, wenn die Verkehrsanlagen

1. innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile der Gemeinde liegen oder

 

2. innerhalb selbstständiger städtebaulicher Einheiten liegen oder
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3. innerhalb einzelner Baugebiete (§ 1 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Ju-
ni 2013 (BGBl. I S. 1548)) liegen.

 

(2b) In der Satzung können auch sämtliche Verkehrsanlagen eines Ortsteils oder eines Ortsbezirks als
Abrechnungsgebiet im Sinne einer einheitlichen kommunalen Einrichtung bestimmt werden.

(3) Bei der Ermittlung des Beitragssatzes kann anstelle der jährlichen Investitionsaufwendungen vom
Durchschnitt der im Zeitraum von bis zu fünf Jahren zu erwartenden Aufwendungen ausgegangen
werden. Weichen nach Ablauf dieses Zeitraums die tatsächlichen von den im Durchschnitt erwarteten
Aufwendungen ab, ist das Beitragsaufkommen der folgenden Jahre entsprechend auszugleichen. Der
Beitragssatz kann auch in einer gesonderten Satzung festgelegt werden. Soweit einmalige Beiträge
nach § 11 für Verkehrsanlagen noch nicht entstanden sind, können die Gemeinden den vor Inkrafttre-
ten der Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge angefallenen beitragsfähigen Investiti-
onsaufwand verteilt auf einen Zeitraum von höchstens 20 Jahren bei der Ermittlung des Beitragssat-
zes berücksichtigen.

(4) Bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags bleibt ein dem Vorteil der Allgemeinheit entspre-
chender Anteil (Gemeindeanteil) außer Ansatz. Der Gemeindeanteil ist in der Satzung festzulegen und
muss dem Verkehrsaufkommen entsprechen, das nicht den Beitragsschuldnern zuzurechnen ist. Er
beträgt mindestens 25 Prozent.

(5) Die Beitragsschuld entsteht jeweils mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. Auf die
Beitragsschuld können ab Beginn des Kalenderjahres angemessene Vorauszahlungen verlangt wer-
den.

(6) Durch Satzung haben die Gemeinden Überleitungsregelungen für die Fälle zu treffen, in denen Er-
schließungsbeiträge oder Ausgleichsbeträge nach dem Baugesetzbuch oder Kosten der erstmaligen
Herstellung aufgrund von Verträgen zu leisten sind oder geleistet wurden. Entsprechendes gilt, wenn
von einmaligen Beiträgen nach § 11 auf wiederkehrende Beiträge oder von wiederkehrenden auf ein-
malige Beiträge umgestellt wird. Die Überleitungsregelungen sollen vorsehen, dass die betroffenen
Grundstücke für einen Zeitraum von höchstens 25 Jahren seit der Entstehung des Beitragsanspruchs
bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags nicht berücksichtigt und auch nicht beitragspflich-
tig werden. Bei der Bestimmung des Zeitraums nach Satz 3 sollen die übliche Nutzungsdauer der Ver-
kehrsanlagen und der Umfang der einmaligen Belastung berücksichtigt werden. Der Zeitraum soll fünf
Jahre nicht unterschreiten.

(7) Stellen Gemeinden von wiederkehrenden Beiträgen auf einmalige Beiträge nach § 11 um, sind vor
der Umstellung geleistete Beiträge auf den nächsten Beitrag anzurechnen. In der Satzung ist der Um-
fang der Anrechnung nach Satz 1 zu bestimmen; dabei ist der Zeitraum der üblichen Nutzungsdauer
der Verkehrsanlagen zu berücksichtigen. Wiederkehrende Beiträge, deren Zahlung, gerechnet ab dem
Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht nach § 11 Abs. 8, länger als der Zeitraum der üblichen
Nutzungsdauer zurückliegt, können auf den einmaligen Beitrag nicht angerechnet werden.

(8) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 11 entsprechend, soweit nicht § 11a besondere Vor-
schriften enthält oder eine Bestimmung in § 11 ausdrücklich nur für einmalige Beiträge gilt.

§ 12
Erstattung der Kosten für
Grundstücksanschlüsse
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(1) Die Gemeinden und Landkreise können bestimmen, dass ihnen die Aufwendungen für die Herstel-
lung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die Kosten für die Unterhaltung eines Grund-
stücksanschlusses an Versorgungsleitungen und Entwässerungsanlagen in der tatsächlich entstande-
nen Höhe oder nach Einheitssätzen erstattet werden. Für die Erstattung gelten die Vorschriften dieses
Gesetzes entsprechend.

(2) Die Durchführung der Maßnahme kann von der Entrichtung einer angemessenen Vorauszahlung
abhängig gemacht werden.

§ 13
Kurbeitrag und Tourismusbeitrag

(1) Die Gemeinden, denen von der für kommunale Angelegenheiten zuständigen Ministerin oder dem
hierfür zuständigen Minister die Bezeichnung „Bad“ verliehen worden ist oder die von der für den Tou-
rismus zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister als Kur-, Erholungs- oder Touris-
musort anerkannt sind, können für die Schaffung, Erweiterung, Unterhaltung und Vermarktung der zu
Kur-, Erholungs- und sonstigen Fremdenverkehrszwecken bereitgestellten Einrichtungen und für die
zu diesen Zwecken durchgeführten Veranstaltungen einen Kur- oder Tourismusbeitrag erheben.

(2) Beitragspflichtig sind alle ortsfremden Personen, die sich nicht zur Ausübung ihres Berufes in der
Gemeinde aufhalten und denen die Möglichkeit geboten wird, die Einrichtungen in Anspruch zu neh-
men oder an den Veranstaltungen teilzunehmen. Die Gemeinden können, insbesondere aus sozialen
oder tourismuspolitischen Gründen, Befreiungs- oder Ermäßigungstatbestände bestimmen.

(3) Wer Personen gegen Entgelt beherbergt, kann durch die Satzung verpflichtet werden, die beher-
bergten Personen der Gemeinde zu melden. Er kann ferner verpflichtet werden, den Kur- oder Touris-
musbeitrag einzuziehen und an die Gemeinde abzuliefern; er haftet insoweit für die rechtzeitige Ein-
ziehung und vollständige Ablieferung des Kur- oder Tourismusbeitrages. Dies gilt auch für die Inhaber
von Sanatorien, Kuranstalten und anderen Einrichtungen, die Kur-, Erholungs- oder sonstigen Frem-
denverkehrszwecken dienen, sowie Veranstalter von zu diesen Zwecken durchgeführten Veranstal-
tungen, soweit der Kur- oder Tourismusbeitrag von Personen erhoben wird, die diese Einrichtungen
benutzen oder Veranstaltungen besuchen, ohne in der Gemeinde beherbergt zu werden. Ist der Kur-
oder Tourismusbeitrag im Preis für eine Gesellschaftsreise enthalten, so kann die Satzung bestimmen,
dass die Reiseunternehmer an die Stelle der nach Satz 2 Verpflichteten treten.

(4) Die für den Tourismus zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen über die Anerkennungsvoraussetzungen und das An-
erkennungsverfahren für Kur-, Erholungs- und Tourismusorte, insbesondere über

1. die natürlichen und hygienischen Bedingungen, medizinischen und sonstigen öffentlichen Ein-
richtungen, die vorhanden sein müssen, damit Gemeinden als Kur- oder Erholungsort aner-
kannt werden können, sowie

 

2. die natürlichen Bedingungen und Einrichtungen zur kulturellen und sonstigen Freizeitbetäti-
gung, die vorhanden sein müssen, damit Gemeinden als Tourismusort anerkannt werden kön-
nen; dazu zählen insbesondere die landschaftliche Lage, das Vorhandensein bedeutender kul-
tureller Einrichtungen, internationaler Veranstaltungen, sonstiger bedeutender Freizeiteinrich-
tungen, geeigneter Angebote für die Naherholung sowie ein damit korrespondierendes Touris-
musaufkommen.
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DRITTER TEIL
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 14
Übergangsvorschrift

(1) § 10 Abs. 2 Satz 4 in der ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung gilt erstmals bei der Bemes-
sung von Benutzungsgebühren, die für einen Zeitraum festgesetzt werden, der am 1. Januar 2014 be-
ginnt. Bei einer bereits vor diesem Datum begonnenen Abschreibung des Vermögensgegenstands ist
bei der Beitragsauflösung ab dem 1. Januar 2014 vom Restbuchwert der Beiträge auszugehen, der an-
teilig dem verbleibenden Abschreibungszeitraum entspricht. Beiträge, die vor dem 1. Januar 1984 er-
hoben worden sind, gelten als am 31. Dezember 2013 vollständig aufgelöst.

(2) § 10 Abs. 2 Satz 7 in der ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung gilt auch für Kostenüberde-
ckungen und Kostenunterdeckungen, die vor dem Inkrafttreten des Art. 1 Nr. 9 (§ 10) dieses Gesetzes
entstanden sind.

(3) § 11 Abs. 10 Satz 2 und 3 in der ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung findet auf diejenigen
Vorausleistungen keine Anwendung, bei denen der Vorausleistungsbescheid vor dem 1. Januar 2013
zugegangen ist.

(4) Die Beitrags- und Vorausleistungspflichtigen, die in den Jahren 2017 und 2018 vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes am 7. Juni 2018 nach § 11 zur Zahlung von Straßenbeiträgen oder zu Voraus-
leistungen auf einmalige Straßenbeiträge verpflichtet wurden, sind bis zum 31. Dezember 2018 be-
rechtigt, nach § 11 Abs. 12 einen Ratenzahlungsantrag oder einen Änderungsantrag zu einer bereits
getroffenen Ratenzahlungsentscheidung zu stellen, soweit der Beitrag oder die Vorausleistung noch
nicht vollständig gezahlt wurde.

§ 15
Ausführungsvorschriften

Die für kommunale Angelegenheiten zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister erlässt
die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften.

§ 16
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können eingeschränkt werden die Grundrechte

1. der körperlichen Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes, Art. 3 der Verfassung
des Landes Hessen),

 

2. der Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, Art. 5 der Verfassung des Lan-
des Hessen) und

 

3. der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, Art. 8 der Verfassung des Lan-
des Hessen).

 

§ 17
Inkrafttreten
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Dieses Gesetz tritt am 1. April 1970 in Kraft.
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